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Beschluss Deutscher Bundestag (Haushaltsgesetz 
2018, BT-Drs. 19/2424) 

„Präsentation der ehemaligen Stasi-Zentrale als 
Ort deutscher Diktatur- und Demokratiegeschichte“ 
(Haushaltsgesetz 2018, BT-Drs. 19/2424)

Beschluss Deutscher Bundestag, 9.6.2016, Bun-
destagsdrucksache 18/8705, Antrag „Die Aufarbeitung 
der SED-Diktatur konsequent fortführen“

„Der Deutsche Bundestag bekennt sich […] zur Be-
deutung und Fortentwicklung des Geländes Norman-
nenstraße als „Ort der Aufklärung über Diktatur und 
Widerstand“ und zur Eigenständig-keit der Gedenk-
stätte Berlin Hohenschönhausen;“

Bericht Expertenkommission, 5.4.2016, Bundes-
tagsdrucksache 18/8050, S. 7

„Die Kommission schlägt für das Gelände eine plurale 
Nutzung vor. Die unterschiedlichen Nutzer sind nicht 
zwangsweise in eine administrative Form zu pressen. 
Allerdings ist eine Gesamtverantwortlichkeit für das 
Gelände erforderlich. Dazu soll eine „Stiftung Diktatur 
und Widerstand - Forum für Demokratie und Men-
schenrechte“ als eigenständige Stiftung öff entlichen 
Rechtes errichtet werden.

Der Bund sollte seine Immobilien der Stiftung zur Nut-
zung übertragen und die Leitung der Stiftung so das 
Hausrecht und die Verantwortlichkeit für diese Ge-
bäude erhalten. Der Aufgabenbereich der Stiftung soll 
den Betrieb der Gedenkstätten sowie die Konzeption 
und Umsetzung neuer Ausstellungs- und Bildungsfor-
mate für diese umfassen. Das Stasi- Unterlagenarchiv 
bleibt unabhängig von der neu zu gründenden Stif-
tung, die vorgeschlagene Forschungsstelle (vgl. II.4) 
arbeitet in wissenschaftlicher Unabhängigkeit. Mit den 
jetzigen externen Nutzern wie der „Antistalinistischen 
Aktion“ (ASTAK) und der Robert-Havemann-Gesell-
schaft sollten Nutzungsverträge geschlossen werden. 
Weitere Nutzungen durch andere zivilgesellschaftli-
che Akteure sind wünschenswert. In dem Stiftungs-
rat sollte es durch Stiftungsgesetz Sitze für die/den 
Bundesbeauftragte/n, die Leitung der Forschungsstel-
le, das Bundesarchiv und das Land Berlin geben.“

Beschluss Deutscher Bundestag, 27.6.2013, Bun-
destagsdrucksache 17/13698, Beschlussempfehlung 
und Bericht des Ausschusses für Kultur und Medien 
zu der Unterricht der Bundesregierung (17/12115)

„Bericht der Bundesregierung zum Stand der Aufar-
beitung der SED-Diktatur“

S. 6: „Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre-
gierung auf, […] die vom BStU angestrebte Errichtung 
eines „Campus für Demokratie“ in der ehemaligen 
Stasi-Zentrale in Berlin-Lichtenberg positiv zu würdi-
gen und zu begleiten“

Beschluss des Deutschen Bundestages, 
10.6.1998, Bundestagsdrucksache 13/11000 Schluß-
bericht der Enquetekommission „Überwindung der 
Folgen der SED-Diktatur im Prozeß der deutschen 
Einheit.“ 

„Von herausragender gesamtstaatlicher Bedeutung in 
diesem Zusammenhang ist das sogenannte Haus I/
Normannenstraße als ehemaliger Sitz des Ministeri-
ums für Staatssicherheit in Berlin. 

Kein anderer Ort in Deutschland symbolisiert in sei-
ner authentischen Bedeutung als Ort des „lautlosen 
Terrors” die Zersetzungsmaßnahmen des MfS der 
siebziger und achtziger Jahre in dieser Weise. Das 
Haus I/Normannenstraße steht somit exemplarisch 
für die spezifi sche Form der politischen Verfolgung 
im System der SED-Diktatur. Im Januar 1990 wurde 
der Sitz des MfS von Bürgerrechtsgruppen besetzt. 
Dadurch wurde das Haus I als authentischer Ort von 
besonderer historischer Bedeutung erhalten. Dazu 
gehört auch die Erarbeitung von Ausstellungen zur 
Geschichte des MfS, der politischen Verfolgung in der 
DDR sowie die Präsentation der ehemaligen Arbeits-
räume von Minister Erich Mielke durch die AntiStali-
nistische Aktion (ASTAK). Aber auch andere  Aufar-
beitungsinitiativen nutzen heute das Haus I. 

Das Haus I symbolisiert somit auch den Sieg der 
friedlichen Revolution in der DDR und die Aufarbei-
tung der Geschichte des MfS.“

Koalitionsvertrag CDU/CSU, SPD: 18. Wahlperio-
de, „Deutschlands Zukunft gestalten“

S. 91: „Die Koalition unterstützt das Vorhaben, die 
ehemalige Stasi-Zentrale in Berlin-Lichtenberg künftig 
als Ort der Aufklärung über Diktatur und Widerstand 
zu nutzen und fortzuentwickeln.“ 
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